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Keine Vorratsdatenspeicherung
#dasistsozi

»Die Sozialdemokratie ist seit ih-
ren Anfängen Partei des gesell-
schaftlichen Fortschritts«. Mit

diesen Worten leitete die Sozialdemokra-
tische Partei Deutschlands die Debatte um
ihren neuen Fortschrittsbegriff zu Beginn
dieses Jahres ein. Dabei geht es hierbei
keineswegs um einen technischen bzw.
wissenschaftlichen Fortschritt. Es geht
vielmehr um einen Fortschritt hin zu ei-
ner freien, gerechten und solidarischen
Gesellschaft. Es geht also um gesamtge-
sellschaftlichen Fortschritt, an dem alle
teilhaben können und sollen.

Fortschritt in diesem Sinne kann nur
funktionieren, wenn er alle Bereiche um-
fasst, in den großen wie den kleinen The-
men. Oder besser, in den internationalen
wie den lokalen Themen. Erfahrbar wird
Fortschritt aber insbesondere in den All-
tagsbezügen, im konkreten beruflichen und
sozialen Umfeld. Daher steht die Kommu-
nalpolitik in besonderer Weise im Fokus
sozialdemokratischer Fortschrittspolitik.
Hier wird unmittelbar erfahrbar, ob der
Staat funktionsfähig ist oder nicht. In den
Städten und Gemeinden erleben die Bür-
gerinnen und Bürger, ob sie einen guten
Kindergarten, eine gute Schule, eine gute
Wohnraumversorgung, eine gute Verkehrs-
infrastruktur und stabile Nachbarschaften
haben oder nicht.

Daher kommt auch und vor allem den
Kommunen in der Frage des »Neuen Fort-
schritts« eine so große Bedeutung zu. In

den Kommunen wird dieser Fortschritt
sinnlich erfahrbar. Dort wird deutlich, ob
die Früchte des Fortschritts gerecht ver-
teilt werden. Die Kommune ist die Ebene,
die am nächsten an der Lebenssituation
der Menschen liegt und die am unmittel-
barsten auf sie einwirkt.

Folgt man diesem Gedanken, kommt
man unweigerlich zu dem Schluss, dass ein
Fortschritt in diesem Sinne in den vergan-
genen Jahren nicht stattgefunden hat. In
vielen Fällen ist ein Stillstand festzustellen,
in den meisten haben wir sogar Rück-
schritte gemacht.

Die Unterfinanzierung aller öffent-
lichen Ebenen hat für die Städte und Ge-
meinden besondere schwere Auswirkun-
gen. Sie stehen am Ende der öffentlichen
Verteilungskette und haben nur sehr einge-
schränkte Möglichkeiten eigene Einnah-
men zu erzielen. Kommunale Angelegen-
heiten, die als gesetzliche Aufgaben vorge-
schrieben sind, können nicht oder nur noch
teilweise wahrgenommen werden. Als letz-
te Konsequenz wurde in vielen Fällen sogar
öffentliches Eigentum wie z.B. Kranken-
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häuser, Energieversorger, Stromnetze ver-
kauft und privatisiert. Im Ergebnis steht ei-
ne Vielzahl von Kommunen heute mit dem
Rücken an der Wand und kann die soge-
nannten Pflichtaufgaben nicht mehr aus
den Einnahmen decken.

Die Sozialdemokratie darf deshalb,
wenn sie den »Neuen Fortschritt« ausruft
und ihn neu entwickelt, nicht über die
Kommunen hinweg denken. Im Gegenteil,
die Städte und Gemeinden müssen der
zentrale Ausgangspunkt für einen Neuen
Fortschritt sein. Er muss genau dort statt-
finden, weil Fortschritt dort wirkt und er-
fahrbar wird. Der gestaltende Staat mit
verlässlichen und guten Dienstleistungen

bei (frühkindlicher) Bildung, Verkehr und
Abfall wird ein wesentlicher Träger des
neuen Fortschritts sein.

Was sich unbedingt ändern muss

Ausgangspunkt ist deshalb, dass die Finanz-
ausstattung der Städte, Gemeinden und
Landkreise endlich in einer Form geregelt
wird, die ihnen die Sicherstellung der Da-
seinsvorsorge ermöglicht. Die gescheiter-
ten Reformen zu den Kommunalfinanzen
sind eine wesentliche Bremse für den Neuen
Fortschritt. Sie können notwendige Aufga-
ben nicht leisten, wenn die Finanzausstat-
tung weiterhin prekär bleibt. Die Übernah-
me der Grundsicherungslasten nach dem
Kompromiss zur Neuregelung des Arbeits-
losengeldes II ist ein wichtiger Beitrag ge-
wesen. Dabei darf es aber nicht bleiben.

Neben der Finanzausstattung müssen
wir die in vielen Bundesländern schwieri-
gen und restriktiven Regelungen zur wirt-
schaftlichen Betätigung der Kommunen so
lockern, dass die Kommunen rechtssicher
in Feldern der Daseinsvorsorge wie Energie
und Wasser agieren können und damit
auch Möglichkeiten zur Hebung eigener
Einnahmen haben. Dass die Energiewende
ohne eine aktive Rolle der Städte und Ge-
meinden nicht umsetzbar ist, verstehen im-
mer mehr Akteure. Die Umsetzungsdefizite
nach der Erkenntnis sind aber erheblich.
Der Hinweis darauf, dass nach einer recht-
lichen Neuregelung der wirtschaftlichen
Betätigung der Kommunen auch eine ge-
änderte Praxis der Kommunalaufsicht not-
wendig ist, ist an dieser Stelle mehr als ein
deklaratorischer Hinweis.

Neben den beiden vorgenannten Aspek-
ten muss die unsinnige Trennung zwischen
sogenannten Pflichtaufgaben und freiwilli-
gen Aufgaben aufgehoben werden. Unser
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Fortschritt ist Bildung
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Bildungssystem ist auf der Kooperation
zwischen Ländern einerseits und Städten
und Gemeinden andererseits aufgebaut.
Wenn aber Sport und Musik einerseits frei-
willige kommunale Leistungen und ande-
rerseits in den Schulen unzureichend unter-
richtet werden, dann werden alle Ansprü-
che an Chancengleichheit und Bildungs-
gerechtigkeit ins absurde verschoben. Wir
brauchen kommunale Sport- und Musik-
infrastruktur wenn wir unsere Bildungs-
ziele erreichen wollen. Die kommunale

Musikschule als eine freiwillige Aufgabe
einzustufen muss daher ein Ende haben.

Die SPD ist seit ihren Anfängen die Par-
tei des gesellschaftlichen Fortschritts, des-
halb hat die Kommune immer eine zentra-
le Rolle in ihrem Politikverständnis ge-
spielt. Die Kommunen stehen mit dem Rü-
cken zur Wand. Wir müssen den Kommu-
nen neue Freiräume schaffen, damit sie ihre
Aufgaben auch erledigen können. Die Ar-
beit am Neuen Fortschritt fängt dann näm-
lich erst an. ■
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Schulen sollten Paläste sein
#dasistsozi

Der Vorstand der SPD hat Anfang
2011 einen umfangreichen »Ent-
wurf für ein SPD-Fortschrittspro-

gramm« diskutiert. Dieses Papier bündelt
die seit der Niederlage in der Bundestags-
wahl 2009 begonnenen Initiativen für ein
neues programmatisches Profil der deut-
schen Sozialdemokratie. Sigmar Gabriel
hatte dazu in einer fulminanten und inhalt-
lich anspruchsvollen Rede den Auftakt ge-
geben. Allen, die diese Rede gehört oder
nachträglich wenigstens in Auszügen ge-
lesen hatten, musste klar sein, das die Zeit
einer verbreiteten programmatischen In-
differenz der politischen Spitzen vorbei ist.
In der Tat braucht die deutsche und die eu-
ropäische Sozialdemokratie eine Phase der
programmatischen Neubesinnung. Die Zei-
ten des dominierenden Marktradikalismus
in der Ökonomie, in den politischen Bera-
tungsinstitutionen, in den Medien und un-
ter wirtschaftlichen und gesellschaftlichen

Führungskräften sind vorbei und es wird
immer offenkundiger, dass die Politik der
Zukunft auf das Paradigma der modernen
Sozialdemokratie nolens volens zurück-
greifen muss, nämlich eine starke demokra-
tisch legitimierte Gestaltungskraft, die den
institutionellen Ordnungsrahmen setzt für
technologische und ökonomische Dyna-
mik, und sicherstellt, dass die Bedingungen
gleicher Freiheit, dass soziale Gerechtigkeit
und Gerechtigkeit gegenüber zukünftigen
Generationen realisiert werden. Im Folgen-
den soll die grundlegendere Frage erörtert
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